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  Rechtsprechung 
 
 
Wohnraummietrecht:  

Beweislast bei Schönheitsreparaturklauseln 
BGH, Beschluss vom 30.01.2024, Az.: VIII ZB 43/23

Ein Mieter (M) verlangte erfolglos von sei-
nem Vermieter (V) einen Vorschuss für die 
Kosten der Durchführung der Schönheitsre-
paraturen zur Mängelbeseitigung. M war 
der Ansicht, dass die im Formularmietver-
trag enthaltene Schönheitsreparaturklausel 
unwirksam sei, da die Wohnung unrenoviert 
übergeben worden war. Beweise hierfür 
legte M nicht vor. Später erklärten die Par-
teien den Rechtsstreit für erledigt. Das 
Amtsgericht auferlegte dem V die Kosten, 
da dieser zur Durchführung der Schönheits-
reparaturen verpflichtet gewesen sei. Das 
Landgericht hob die Entscheidung auf. Hier-
gegen richtete M seine Beschwerde. 

Die Beschwerde hatte keinen Erfolg. Der 
BGH entschied, dass der Mieter die Kosten 
für das Verfahren sowie für die Schönheits-
reparaturen trägt. Grundsätzlich sind 
Schönheitsreparaturklauseln wirksam. Nur 
wenn die Mietsache unrenoviert übergeben 
wird und der Mieter keinen angemessenen 
Ausgleich erhält, ist die Klausel unwirksam 
(BGH, 18.03.2015, VIII ZR185/14).  Die Tat-
sache, ob die Wohnung renoviert oder un-
renoviert übergeben wurde, muss jedoch 
der Mieter beweisen. Vorliegend hatte M 
nicht dargelegt, dass die Wohnung unreno-
viert war und kann daher auch keine Män-
gelbeseitigung von V fordern.  
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Wohnraummietrecht:  

Fristlose Kündigung bei psychisch erkrankten oder schuldunfähigen Mietern 
SächsVerfGH, Beschluss vom 30.08.2023, Az.: Vf. 40 -IV-23  
AG Dresden, Urteil 09.02.2023, Az.: 146 C 757/22; LG Dresden, Beschluss vom 
26.06.2023, Az.: 4 S 88/23

Ein Mieter (M) hatte trotz Abmahnung den 
Hausfrieden und seine Nachbarn systema-
tisch, wiederholt und nachhaltig gestört, so-
dass diese wegen Störung das Mietverhält-
nis mit der Vermieterin (V) kündigten. Eine 
Neuvermietung der angrenzenden Woh-
nungen war nicht möglich. Darüber hinaus 
beschädigte M die Mietsache und bedrohte 
V. V kündigte das Mietverhältnis wegen der 
wiederholten Störungen daher fristlos, hilfs-
weise ordentlich. Im Zuge der von V erho-
benen Räumungsklage wandte M erfolglos 
ein, dass er psychisch krank und infolge-
dessen schuldunfähig sei. Die von M einge-
legte Berufung wies das Landgericht zu-
rück. M legte anschließend Verfassungsbe-
schwerde ein und rügte unter anderem eine 
Verletzung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes nach Art. 18 Abs. 1 SächsVerf. 

Das Sächsische Verfassungsgericht wies 
die Verfassungsbeschwerde mangels sub-
stantiierter Begründung als unzulässig zu-
rück. Darüber hinaus hat sich die Vo-
rinstanz umfassend und genügend mit den 
Grundrechten, insbesondere dem Gleich-
heitssatz, auseinandergesetzt. Grundsätz-
lich bedarf es für die Kündigung zwar eines 
schuldhaften Verhaltens des Mieters. Ob M 
schuldunfähig ist, kann jedoch ausnahms-
weise dahinstehen, denn vorliegend ist die 
Zumutbarkeitsgrenze für V deutlich über-
schritten. Die fristlose Kündigung ist auch 
gegenüber einem psychisch kranken oder 
schuldunfähigen Mieter möglich, wenn trotz 
Abmahnung der Hausfrieden systematisch, 
wiederholt und nachhaltig gestört wird und 
in der Folge die anderen Mieter vorzeitig 
kündigen und die Neuvermietung ausge-
schlossen ist. 

  
 
 
WEG-Recht: 

WEG-Verwalter = Bauherr?  
BGH, Urteil vom 26.01.2024, Az.: V ZR 162/22

Eine Wohnungseigentümergemeinschaft 
(WEG) lies von einem Bauunternehmer (U) 
das Dach erneuern. U brach die Arbeiten 
vorzeitig ab. Der WEG-Verwalter (V) zahlte 
dennoch Abschlagszahlungen in Höhe von 
ca. 104.500 EUR an U, ohne die Rechnun-
gen zuvor der WEG vorzulegen. Ein von der 
WEG eingeholtes Gutachten ergab, dass 
die Dacharbeiten unbrauchbar seien und 
deshalb das Dach abgerissen werden 
müsse. Die WEG verlangte von V Scha-
densersatz in Höhe der geleisteten Ab-
schlagszahlungen Zug-um-Zug gegen Ab-
tretung der Ansprüche gegen U. Die Vo-
rinstanz verneinte einen Schadensersatz-
anspruch mangels Pflichtverletzung des V. 

Die Berufung der WEG war erfolgreich. Es 
gehört zu den Pflichten eines WEG-Verwal-
ters nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 WEG a.F. (§ 27 
Abs. 1 Nr. 1 WEG n.F.), Erhaltungs- bzw. 
Baumaßnahmen am Gemeinschaftseigen-
tum wie ein Bauherr zu überwachen. Auf-
grund dessen war er verpflichtet, vor Zah-
lung der Abschläge zu prüfen, ob die Leis-
tungen ordnungsgemäß erbracht und Ab-
schlags- bzw. Schlusszahlungen berechtigt 
sind. Sofern er nicht die nötigen Fachkennt-
nisse besitzt, um Mängel an den erbrachten 
Arbeiten zu erkennen, muss er die WEG 
vorher darauf hinweisen. Andernfalls bleibt 
es bei der Haftung des WEG-Verwalters wie 
ein Bauherr. 
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  Seminarangebote 
 

Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu Schwerpunktbereichen unserer juristischen Be-
ratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de. 
  
 

Umgang mit Garagennutzungsverhältnissen aus DDR-Zeiten 
Angebot einer Online-Schulung

Die Gemeinden der neuen Bundesländer 
sind vielerorts Vertragspartner in Nutzungs-
verhältnissen über kommunale Garagen-
grundstücke. Die Garagen wurden überwie-
gend zu DDR-Zeiten auf Grundlage des sei-
nerzeit geltenden Zivilgesetzbuches errich-
tet. Obgleich das Schuldrechtsanpassungs-
gesetz aus dem Jahr 1995 die Besonder-
heiten der Nutzungsverträge an das Bun-
desdeutsche Recht sozialverträglich anglei-
chen sollte, bestehen bei der Verwaltung 
der Garagengrundstücke nach wie vor Un-
sicherheiten hinsichtlich der Beurteilung der 
rechtlichen Situation. 

Das Seminar arbeitet systematisch die 
dingliche und schuldrechtliche Rechtslage 
auf und beleuchtet die Rechte und Pflichten 

der Vertragsbeteiligten. Es bildet einen Leit-
faden zum Umgang der Nutzungsverhält-
nisse. Insbesondere werden folgende The-
men behandelt: 

• Erwerb und Verlust des Eigentums an 

Garagen 

• Gestaltung des Nutzungsentgelts 

• Die Garagengemeinschaft als Vertrags-

partner 

• Beendigung des Nutzungsverhältnisses 

Das Seminar richtet sich an kommunale 
Mitarbeiter, die mit der Verwaltung der kom-
munalen Grundstücke und der Gestaltung 
der Rechtsverhältnisse betraut sind. Jeder 
Teilnehmer erhält umfangreiche Seminar-
unterlagen.

  
 

Besonderheiten des Gewerbemietverhältnisses  
Angebot einer Online-Schulung

Im Unterschied zum Wohnungsmietvertrag 
gibt es für Gewerbemietverträge weitrei-
chende Vertragsfreiheit. Die Gestaltungs-
möglichkeiten für die Vertragsparteien sind 
vielfältig, bergen aber auch zahlreiche Fall-
stricke. Durch gute Kenntnisse und Nutzung 
der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
kann der Vermieter seine Immobilien wirt-
schaftlich vermarkten. 
 
Das Seminar befasst sich anhand einschlä-
giger Gerichtsentscheidungen mit den we-
sentlichen Merkmalen des Gewerbemiet-
vertrages unter anderem zu folgenden The-
men: 

• Abgrenzung zu Wohnungsmietverträ-
gen 

• Bedeutung des vereinbarten Nutzungs-
zwecks 

• Schwerwiegende Folgen von Schrift-
formverstößen 

• Wesentlich erweiterte Umlage von Be-
triebskosten 

• Abwälzung von Instandhaltung und In-
standsetzung 
 

Für Vermieter und Verwalter von Gewerbe-
immobilien bietet das Seminar eine Über-
sicht der wichtigsten gesetzlichen Regelun-
gen und der gerichtlichen Spruchpraxis.
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Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Rechtspre-
chung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen Sie bitte 
unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit ohne Angabe 
von Gründen hier formlos abbestellen. 
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Gesetzlich vorgeschriebene Angaben nach § 5 TMG: 
 
Redaktion:  Rechtsanwalt Dr. Volker Schenderlein 
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